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Bundesrepublı 1979

Als die Bundesbürger ın den VErSANSCHNCH Wochen der Austalls westlicher Führungskraft anderswo. Da
Verkündıigung des Grundgesetzes 1m Maı 1949 gedachten, moöchte Inan fast VEISCSSCH, da{fß die Bundesrepublık her-
konnten S1e das Empfinden haben, in einem wohlbestellten vOr  SCH 1St AauUs der Katastrophe des Dritten Reıches,
Haus leben Die Bundesrepublık 1st als Staat und als dafß( sS1e jedenfalls iın ıhrer geographischen Umgrenzung
Gesellschaft keıin Paradıes herrschaftsfreier Zustände, W 1e sıch dem Wıllen der Allııerten verdankt, dafß S1e im Schat-
manche polıtischen Zukuntftsträumer S1IC vorstellen. ten des kalten Krıieges grofß geworden un:! bıs heute NUuUr

ber S1e 1st eın wiırtschaftlich, so7z1a|l un! polıtisch stabiıles, „ Teıilstaat‘‘ e1nes ideologisch un! staatlıch gespaltenen
Landes 1stselbst Durchschnitt westlicher Industriestaaten gC-

CSSCNH, ausgeglichenes Land
Ihre Wıirtschaft prosperiert, ıhr sozıaler Standard 1St hoch

Stabilität und Konsens - Schein?Internatiıonale Krısen un! strukturelle Veränderungen
vermochten S1e kaum erschüttern. [)as soz1ıale Lei-
stungsvermogen 1St ıntakt geblieben teilweise schwie- Man annn dagegen eiınwenden, das alles se1 gelinde gC-
rıger Beschäftigungslage un! des Anwachsens Sagl Schönfärbereı, stiımme nıcht einmal mıt dem An-
Schichten VO Benachteilıgten un: beginnenden Irritatio- schein polıtischer Wirklichkeit überein. Dıiese se1 Zzum1ın-
nen 1m Gefüge des Generationsvertrages. Die Sozzalpart- dest VO  ; der Gesellschaft her ganz anders. Natürlich gebe
nerschaft bleibt scharter Töne 1im öftentlichen Streıit CS eıne hohe wirtschaftliche un! sozlale Leistungstähig-
über Mitbestimmung un! die Legıtimität bestimmter keıt, 1aber das Verhältnis Bürger un! Staat unterliege be-
Kampfmauittel ın der Tariıfauseinandersetzung eıne tragende trächtlich vielen Schwankungen UN Friktionen. Zumin-
Säule des Interessenausgleichs unı damıt des inneren r1e- dest se1l mıt dem fast allseıtigen Konsens, der da suggerıert
dens werde, nıchts: Was bedeutet CS schon, wenn 0 bıs 90 Pro-
Es tehlt dem Staat nıcht politischer Zustimmung seıiner Zent der Wahlberechtigten jeweils.zur Wahl gehen und 95
Bürger, jedenfalls derer, die den Staat mıt aufgebaut haben Prozent VO  S ıhnen demokratische Parteıen wählen? ıbt
Dıi1e Zustimmung den demokratischen Parteıen 1St CS nıcht Radıkalisierungstendenzen 1mM vorparla-
jedem Wahltag überwältigend. Miınderheıten, die nıcht mentarıschen Raum, nach W I1e VOT den Unıiversitäten,
1ur nıcht demokratisch denken, sondern auch demokra- ın den Parteıen selbst, deren Führungsstrategien eben
tische Spielregeln nıcht akzeptieren, die weder miıt Parla- gCn des weıtgehend nıcht mehr gelingenden inneren Aus-
mentarısmus och mıt soz1ıaler Marktwirtschaft eLWAS gleichs ımmer unbestimmter und undurchsıchtiger WCCI-

fangen können, sıind in der Bundesrepublık extreme AÄu- den? Hat denn nıcht gerade die Bundesrepublık seit den
Benseiter. Ja nıcht einmal Protestparteien hatten bısher spaten sechzıger Jahren 1ın Gestalt der Neuen Linken eıne
eıne reelle Chance. breite und jedenftalls 1mM öffentlichen Meinungsklima sehr
Der erkennbar breiten Zustimmung VO  - ınnen entspricht wirksame neomarzxiıstische Renaissance erlebt, die iın ıhren
eın gewachsenes Gewicht ach aufßen: als Modell relatıver Zielen un! Spielregeln antıdemokratisch war ” Zirkuliert
Stabilität und Leistungsfähigkeit, als europäischer Faktor, nıcht ımmer och das Wort VO der ‚‚anderen Republık“?
als Partner 1mM westlichen Bündnıs und seıit dem Ab- Und haben WIr nıcht auch in der Bundesrepublık eben erst

eıne terroristische Welle hınter uns, die auf führende Ver-schluß der Ustverträge — auch als eın Motor der ÖOst-
West-Entspannung. Jedenfalls 1St die Bundesrepublık HeTier des „Systems’”, der Polıitik und der Wıirtschaft zielte,
nıcht mehr Nur Exponent westlicher Deftensive, sondern den Staat selbst treffen? Schlagen sıch Regıierun-
eın aktıver Friedensfaktor. War lange dıe ede VO WIrt- gCH und Parteıen nıcht seıit langem mıt eiınem Radıkalen-
schaftlichen Rıesen, der politisch eın Zwerg sel, 1St heute problem herum, dessen Folgen oder gefährlich für
auch das polıtische Gewicht über das Ma{ iıhrer wiırklıchen die bürgerlichen Grundtreiheiten werden? Und W1e VeI-

hält sıch MIıt dem Vorwurf AaUuUsS$ dem In- und Ausland,Größe hınaus gewachsen, un! se1l N auch 1Ur des



3 , dE3

278 Leitartikel

die Bundesrepublik SC1 gerade Umgang MI1 Marxısten Grundsätzlichen sıchtbar, ob 65 sıch wiırtschafts oder
un! „Systemveränderern‘‘ drauf un! dran, zZzu Poliızei- rechtspolitische Fragen, Steuern der Subventio-

werden? Häuten sıch nıcht VO  S überall, VO seıten TeN oder die Reform des elterlichen Sorgerechts han-
der Kırche naturlich. besonders, die Klagen ber den delt ber Grunde sınd Übereinstimmungen den
schwindenden Konsens polıtischen un! moralıschen staatstragenden Grundfragen doch viel orößer als die (Ge-
Grundlagen der Republık un! ıhrer gesellschaftlichen In- polıtischen Tagesgeschäft und Werben
stiıtutionen ” „Zukunft ohne Grundkonsens Des Iragte Jungst die jeweılıgen Wiähler (3anz abgesehen davon dafß die tat-

sächliche un! aktuelle Machtverteilung Koalitionskom-Hans Maıer ebenfalls Blick auf 30 Jahre Bundesrepublık
(vgl Rheinischer Merkur, i 59) ıbt c$ nıcht gar ei- hıer, töderatives Prinzıp und Oppositionsmehr-
W as WIC wachsende Staatsverdrossenheit ein kühle- eıt Bundesrat dort dazu das Gewicht der jeweils
res distanzıerteres Verhältnis WENISSLIENS ZuUur staatlıchen gegenpoligen Interessengruppen ohnehın
Führung, aber auch den Verfassungsorganen? Spricht Höchstmafß Übereinkunft ZWINSCH Drohende IMa
INa nıcht VO  — zunehmenden Parteienverdrossenheit mobilität scheıint da eher das Problem sSC1IN

VO Unbehagen polıtischen Führung, die höch- Ahnlıiches oilt für ein schwierigeres Beispiel für den be-
dem jeweıls herrschenden Trend tolgt die ıhre CIEC- klagten Verfall Grundkonsens Naturlich beginnen dıe

Ilen Ziele der Bevölkerung aum noch vermuıiıtteln kann? Gegensätze schon bei der Verdolmetschung des Art
Und erweıstsıich diese Führung nıcht gerade beı der Lösung über die Würde der Person, SOWEIT S1EC Ma{(stab allen at-
nationaler Zukunftsaufgaben Kernenergıe Wachstums- lıchen Handelns IST In der gestaltenden polıtıschen Arbeıt
begrenzung, Umverteilung soz1jalstaatlıchen Bereich kommt 65 dann 1aber doch weitgehender Überein-
als hılflos, sınd nıcht selbst grundlegende wirtschaftspoli- e auch Grundsätzlichen Und o1bt C555 heute
tische Entscheidungen eım Hochkommen nıcht viel breıiter wırksamen Konsens (beı allen (3e-
Ttrends oder angesıchts des nächsten Wahltermins „polıi- geENSALZEN den Details) ber die so7z1ıale Marktwirtschaftt
tisch nıcht mehr durchsetzbar‘‘? als Wirtschaftssystem, 1aber auch ber die Notwendigkeıit
An solchen Schwächen fehlt 65 7zweıtellos nıcht Da die soz1ıalstaatlicher Mafßnahmen (wenn auch WEN1LSCI viel-
Parteıen Führungsprobleme nıcht NUur personeller Natur leicht ıhrer Begrenzung) Sowohl STAaATtS WIC wiırtschafts-
haben sondern solche, die AUuS$ auseinanderdriftenden In- polıtisch dürtten Adenauer Erhard und chumacher
LtErESSCNSITOMUNgECEN und ıdeologischen Blöcken kommen sehr vie] eıter auseinander SCWESCH sC1IN als heute die
liegt auf der and 065 Entfiremdungserscheinungen eisten Politiker VO Koalıtion un! Opposıtion Iso 1IST

zwıschen Bürger un: Staat o1bt, die tieter gehen als NUur Konsens über das (GemeiLimwesen auch gewachsen un!
die Unzutfriedenheit ber diese oder ıJENC 1155 persönlıche nıcht NUur zugrunde Und die Übereinstimmung
der lokale Bild nıcht passende Entscheidung, wırd N1C- moraliıschen Grundsatzfragen der Politik? Di1e deut-
mand leugnen wollen. Daiß C1NEC Diskrepanz politischer schen Bischöfe sınd ZW alr ıhrer Erklärung ZUur Verab-
Sıchtweisen 7zwischen vielen Angehörigen der Generatıo- schiedung des Grundgesetzes VO  - der Überzeugung AaUuUS-

1NeN besteht die den Staat mMIt aufgebaut haben, und denen, (vgl Juli 1949 437), der grundgesetzliche
die ıhn 1Ur nach den heutigen Verhältnissen beurteilen und Schutz der Unversehrtheıiıt des Lebens schließe das Leben
ıhren Werdegang nıcht kennen wer möchte das schon be- des Ungeborenen C1iMHN ber die Verfassungsväter hatten
streıten ? Und dafß der Konsens ber die moralischen den strafrechtlichen Schutz des Ungeborenen nıcht AauS$S-

Grundlagen des staatlıchen Zusammenlebens schmal 1ST drücklich die Verfassung geschrieben weıl SIC sıch dar-
daß dıe Bedeutung der grundlegenden Instıtutionen un! ber gerade nıcht Es geht also auch da vieltach
auch der staatsbürgerlichen Verhaltensweisen ganz er- WEN18CI Konsensverlust als Mehrheitsverschie-
schiedlich eingeschätzt wırd zwıschen den Generationen bungen der Konsensbildung, wobeı sich der tatsächliche
un! iınnerhalb C1iMnN un derselben Generatıon annn eben- Meinungsumschwung WCN18CI den Parlamenten als
talls nıcht bestritten werden. den Medien, Wohnungen un! Wirtsstuben vollzieht

Und die Parole Staatsverdrossenheit® An ıhr scheıint IMr[ )Jas alles mMag also stehenbleiben. ber wiırd dadurch
wirklıch das politische Leben als ZAaNZES gepragt? Werden überhaupt nıchts Grundstürzendes SCHMN, jedenfalls
jer nıcht Oberflächenphänomene un! Tagesstimmungen nıcht die Verhältnisse der Bundesrepublik SPC-

zitisch betreffenden Sınne W as als Staatsverdrossenheıtder Hıtze der tagespolıtischen Auseinandersetzung
Staatskrısensymptomen erhoben? Es sıeht aus als ob ausgegeben wırd 1ST häufig urz gekommener EIgENCI
da manche Scheinkrise hochgezüchtet würde Nehmen WIT Standpunkt, Unbehagen der Verwaltung, Verargerung
das oft ltıerte, weıl relatıv eintache Beispiel die SOS Pola- ber die Flut unverständlicher Gesetze, ber die Un-

7zwıischen den Parteıen, die Radikalisierungsten- durchsichtigkeıit politischer un! ökonomischer 7Zusam-
denzen ördern un! zugleich durch solche verursacht sCInN menhänge DDıes sınd aber bestimmt keıine spezifısch bun-
sol]l Man mufßß nıcht gleich der Meınung des Stuttgarter desrepublikanischen (Gravamına
Oberbürgermeisters Manfred Rommel SCIN, dıe Me1ı-
nungsunterschiede 7zwıischen den Bundestagsparteien wirklichen ÜbelWırklichkeit geringfügıg (vgl Evangelische Kom-
Mentare, Maı 1979 279) Zwischen den Parteıen werden Dennoch 1bt 6S die wirklichen bel dieser Republık die
durchaus auch tagespolitischen Fragen Gegensätze Krısensymptome, die die Zukunftsperspektiven dieses
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Staates in seıner demokratischen Konsıstenz ungewifß die Umpolung der Hoiffnungen auf letzte Erfüllung Jen-chen. Sıe haben teıls MI1t dem Zustand spätindustrieller se1Its aller geschichtlichen Schicksale auf den dadurch
Kulturen insgesamt tun, teıils handelt sıch spez1- ebentalls tausendtach überforderten Staat. Wahrscheinlich
tisch bundesrepublikanische Eıgenheıten. wırd dies das Problem seın, das demokratische Staaten
Kennzeichnend für ulseren Kulturzustand 1St eın hohes lösen haben werden, das S1e aber ohne Aufhellung des
Pathos der Freiheit. Im Gewıiınn oder Verlust der Freıiheıt, Mißverständnisses durch täglıche Politik nıcht lösen kön-

wırd DESART, entscheidet sıch nıcht L11UTr die Lebenstähig- I1C  3 Danach sıeht CS aber nıcht Aaus.,. FEher zeichnet sıch das
keıt emokratischer Gemeıinwesen, sondern die Sınn- Gegenteil ab eın Schwund politischer Führung, eıne
erfüllung des Menschen. Man zußert Ängste, den heran- schleichende Abgabe der Führungskompetenz die De-
wachsenden Generationen könnte der Sınn für diesen moskopen gerade auch In der Bundesrepublik des
Zusammenhang abhanden kommen. Man verweıst auf die weıter herrschenden Wohlgetallens „„starken Män-
Versuchbarkeit durch totalıtäre Ideologien oder durch ern  L
Iräume VO  —_ totaler Herrschaftsfreiheit, W as 1Im Ergebnıis
dasselbe bewirke. uch Jjler wırd überzogen. Das östlıche Das ann auf die Dauer nıcht gutgehen, zumal das Pro-
System, das beı solcher Versuchbarkeit VOTr allem BC- blem verschärft wırd durch zunehmende AÄngste DVOr
dacht wırd, 1St nıcht attraktıv. Dıie neomarzxıstıische Welle überschaubar werdenden Kontrollsystemen. Deswegender spaten sechzıger un! frühen sıebziger Jahre WAar nıcht der manchmal fast kleinlich erscheinende Streit die
vie] mehr als eın Epiphänomen eıiner sterbenden Ideologie. pertektionistischste Rechtsstaatslösung, die jeweıls denk-
Alles, W ds sıch darum herumrankte, auch 1m kirchlichen bar ISt, auch Wenn dadurch praktisch mögliıche LösungenRaum mıt oder ohne theologische Begleitmusik, hat keine (etwa im Bereich der öftentlichen Ordnung) vereıtelt WEeETI-
Zukunftft, annn vergesSSCNhM werden. den Und neben die Angst VOT dem Ausgelıiefertsein

eıne durch technische Apparate geschaffene Staatsomn1-
Was aber die demokratische Zukuntft un! die Friedens- POteNZ bei gleichzeitiger Hoffnung auf eıne hohe Kösordnung eınes jeden Staates, eıiner jeden Gesellschaft sungskompetenz des Staates nıcht 1Ur ın Fragen der sOz1a-
wiırklıch gefährden kann, 1St der Mißbrauch der Freiheit len Ordnung, sondern auch des persönlichen Glücks trıttals bloßes Konsumgut. Zumal dieser Mißbrauch Aaus dem die Furcht VOT der Lebensbedrohung durch politische UNGlauben erfolgt, Freıiheit se1 unbegrenzt machbar, INnNnan technısche Systeme überhaupt: eın Schwund Vertraäuenrauche sıch dieses Konsumgut L11Ur ‚nehmen‘‘. DE ad- zweıtellos och nıcht be1 Mehrheiten der Bevölkerung,dieren sıch dann privat und öffentlich die Egoismen, die 1aber be1 lebhafter un! orößer werdenden Mınderheiten.
Aggressionen, die INan dann MI1t Frustrationsempfindun- Da aber Vertrauen, gesellschaftlich gesehen, „Reduktion
sCNHh über die Leistungsgesellschaft überdeckt. Politisch aAr- VO Komplexıität“‘ (Niklas Luhmann) ISt; wırd CS als polı-tikuliert sıch das 1Im polıtischen FEıter der Unpolitischen, tische Tugend unerläßlicher, Je komplexer die 1Le+
die sıch den orößeren Zusammenhängen verweıigern, die bensverhältnisse, Je dıtferenzierter die gegenseıtigen Ab-
eindımensional den eıgenen Lebensraum, das eıgene | hängigkeiten sınd Der Verlust Vertrauen wiırd sıch auf
bensgefühl mıt den Anforderungen eıner gesellschaft- eın demokratisches System existenzgefährdenderlıch-staatlichen Freiheits- un! Friedensordnung verwech- auswirken, Je wenıger die polıtıschen Grundtugenden:seln Interessant 1St dabei CS wırd mächtig ber dıe Toleranz, die Fähigkeit ZU Kompromißß, die Bereıt-
Leistungsgesellschaft ın der Schule, ın der berutflichen schaft, mıt der Meınung anderer leben, gesicherter Be-
Konkurrenz gejJammert. Gleichzeitig aber bılden sıch S1tz eınes Volkes sınd Dıie politische Kultur 1n der Bun-
NEUE Hackordnungen un! wırd eben A4US eıner einseılt1g desrepublık aber 1St gekennzeichnet durch dogmatistischesubjektivistischen Freiheitshaltung heraus der Wettbe- Grundströmungen un! durch den Kampf pertektio-werb ın der Schule, 1m Beruf, schon Jugendlichen nıstische Lösungen, die das Mißtrauen ın den polıtiıschenund zwıschen Elternhäusern bıs 1Ns Extrem geste1gert, Kompromui(fs Nur notdürftig verdecken: Man katapultiertdafß Leistungsgesellschaft in negativem Sınne oft erst die sozıale Marktwirtschaft In den Verfassungsrang,entsteht. S1e als die praktikabelste Wırtschaftspolitik CC  ‚nurZum Mißbrauch der Freiheit als Konsumgut kommt E1 - politisch vertechten. (Nebenbei: österreichische Kon-
schwerend hinzu, dafß sıch dıe Perspektiven In der ‚ Her- servatıve denken da schon pragmatıscher.) Man meınt
stellung‘“ VO:  S Freiheit verschieben. Nıcht der einzelne soll Verfassungsfeinde schlechterdings VO öttfentlichen
S1IE mehr durch gesellschaftliche Kooperatıon bewiırken, Dienst, also radıkale Lehrer VO  z öffentlichen Schulen,erkämpfen un! bewahren, vorwıegend soll S1e VO Staat ternhalten mussen, OBOhl eıne effiziente Dienstauf-
‚„„‚gemacht“ werden. Er soll nıcht 11Ur (sarant VO  z polıti- sıcht eigentlich ausreichen müßte, sıcherzustellen, dafß
scher, sondern Lieterant persönlıcher Freıiheıt, Erlöser AaUS ın der Schule unterrichtet un! nıcht Ideologie getriebenmıfßratenen Lebenszusammenhängen se1n. Es wurde ın wiırd. Man sıeht den Rechtsstaat schon ın die Brüche SCcC-den etzten Jahren ein1ges meditiert un! geschrieben über en,; WCNnN sıch auch 1Ur diese oder Jjene polızeiliche Ord-
die Wandlung des ‚„ Vaters‘“ Obrigkeitsstaat Z ‚„tausend- nungsmaisnahme oder Verfassungsschutzaktivität schein-
brüstigen Mutter“‘ (Alexander Mitscherlich). Dies 1St nıcht bar oder wirklıch Rande der Legalıtät bewegt, als ob
11ur eın politischer Vorgang zwıschen Bürger un! Staat, die Kontrolle durch öffentliche Meınungsträger, durch dıe
1er wurden die Gewichte metaphysısch verschoben durch Medien un! die Parlamente das nıcht Justieren könnte. Fın
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Klima der Toleranz, der Liberalıität kommt 1Ur schwer des Staates un! SOZUSagCN als Hıltsunterricht ın enschli-
zustande. Auf dıe Dauer annn auch das alles nıcht e- cher Befreiung A4US selbstgewählter Verkümmerung.
hen Hıltsunterricht 1aber auch 1n Sachen polıtischer Toleranz?

Das christliche Liebesgebot oder der biblische Satz, da{ß
die Wahrheit 1ın Liebe tun sel, mußfßte eigentliıch hne

Was können lıe Kiırchen tun? den Verdacht, 1Ur erbaulich seın wollen, dazu prädesti-
nıeren. ber die Kırchen sınd da selbst vieltach ın der Bre-

Wenn vorhın die ede War VO  e} der Umpolung der off- douille. Die evangelıschen Kırchen ın der eıt PO-
NUunNng VO Jjenseıtigen Gott ın den diesseitigen Staat als dem lıtischer Gärung eıner hohen Trendanfälligkeit auSgEeSCTZL.
Problem moderner Demokratien, dann mufßfßten sıch da- Vielfach wurden S1e selbst Spielfeldern VO  —3 flottieren-
durch die Kırchen VOor allen anderen angesprochen fühlen den Aggressionen. Sıe haben aber in dieser eıt gelernt,
FEın polıtisches Klıma mangelnden Vertrauens und unz ITICUH Abstand nehmen. In manchen Bereichen der CVall-

länglıcher Toleranz müßte ebentalls deren polıtıschen gelischen Kırchen ın manchen Gemeınden, in Akade-
Dienst heraustordern. mıen, auf Kırchentagen wiırd Toleranz 7zwıschen poli-
Wo der Staat durch pseudometaphysische Überforderung tisch gegensätzlıchen Anschauungen aus eıner NEeUu
seiıner Leistungsfähigkeit hılflos wiırd, mußten die Kırchen CWONNECNCNH menschlichen Tiefe exemplarisch praktiziert.

un: dem Staat ISt, W 1e WIr AusS$s vielen AÄußerungen füh- Die katholische Kırche 1st als SaANZC, als Kırche und OTrpa-render Polıitiker hören, sehr daran gelegen dıe Chance nısıertes Kırchenvolk, och parteilich, Intoleranzen
NnNutzen un! 1ın ıhrer Verkündigung un! praktischen Arbeıt allseıts dämpfen, zwıschen politischen Gegnern
zeıgen, da{fß eıne solche Umpolung hne totale Vertrem- ausgleichend vermıtteln und S1e auf das jeweıls Wesent-
dung des Menschen nıcht geht, daß sıch anthropologische liıche bringen. Vielleicht hat aber auch s1e, durch Auf-
Grundkonstanten — Religion 1sSt eine solche weder NS- müpfigkeit in der Jungen Generatıon Begründungs-
plantieren noch lassen. Der relig1öse Impetus des W: ZESECTZL, dazugelernt. Dıie Qualität vieler Stellung-
Menschen könnte eıne Chance erhalten, und se1l csS nahmen polıtischen Fragen aus dem kırchlichen Raum
nächst auch 1Ur durch dıe Erschütterung falscher off- spricht nıcht dafür Sollte es dennoch sein, würde damıt
NunNngecN. In diesem Sınne könnten die Kırchen ın der Bun- eine politische und eıne relig1öse Hoffnung ertüullt.
desrepublik durchaus polıitisch wırken ZUr Entlastung Davıd Seeber

Vorgänge
Katholische Stellungnahmen ZU Fhe losen Ehe oder kınderarmen (Eın-un Famlilıe kınd-)Familie,

die zunehmende Gefährdung der
In der Zzweıten Maıwoche erschienen Ehe als Institution durch Überindi-AÄhnlichkeiten bei der Schilderung VO
innerhal VO drei Tagen gleich Z7We]1 Tendenzen, sondern UÜberein- vidualisierung der persönlichen Be-
Papıere Ehe un! Famaiuılie. Beide ka- stımmungen 1mM Wortlaut. Überein- ziehungen.
INenNn AUsSs dem katholischen Raum. 1 )as stımmend schildern beide Papıere Beide Papıere beschränken sıch 1im

es handelt sıch eıne Ausar- Grundentwicklungen, die C- wesentlichen auf die gesellschaftlıchen
beitung der Kommissıon VI der Bı- sellschaftlich für Ehe un! Famiuıulie Zusammenhänge, ıhre anthropologı-
schotskonferenz (Vorsıtz Kardınal heute kennzeichnend sınd sche un! politische Relevanz und auf
Höffner) wurde 10. Maı iın onn eın sıch verbreitender TIrend ehe- die Famaiılie als Aufgabe VO Kırche,
durch Prof Anton Rauscher un! Prä- Ühnlichen Verhältnissen oder ZUu!T Staat un:! Gesellschaft, während theo-
lat Joseph Homeyer der Offentlichkeit Vereinbarung VO Sexualbeziehun- logische Fragen Verweıls auf
vorgestellt. Das Zz7weıte eın Entwurf gCNn ohne Gemeinschaftsleben, Konzıils- und Synodendokumente
der Kommuissıon des Zentralkomıi- das Anwachsen der Zahl der Schei- weıtgehend 1m Hintergrund bleiben.
tees der deutschen Katholiken (Vorsıtz dungen (48 8/4 1mM Jahre 1960,
Benno FErhard dB) — wurde ach 108 258 1Im Jahre Sittengemälde
austührlicher Diskussion auf der oll- der Rückgang Geburten (von Im emotionalen
versammlung des ZdK verabschiedet. 019459 1mM Jahre 196/ auf 582348
Beide Papıere sınd fast themengleıch. 1ImM Jahre 19/7 beı weıter sinkender Das umfangreiche Papıer der Bı-
In einzelnen Passagen o1bt 6S nıcht Nur Tendenz) un! Trend ZzUufr kinder- schofskommuission entwirtt 1in großen


